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Positionspapier der AGEZ, KOO und EU-Plattform 
zu Budget Support 
(Kurzfassung)

1) Einleitung

Die internationale Entwicklungszusammenarbeit weist einen starken Trend hin zu Budget Support auf, einer Form der Programmunterstützung, die von Gebern verwendet wird, um einen Plan oder ein von der Empfängerregierung entwickeltes Politikprogramm durch direkte Budgethilfe zu unterstützen. Die Abwicklung der Hilfe erfolgt dabei direkt über das öffentliche Finanz​management, öffentliche Beschaffung und Rechnungswesen. Österreich hat bisher keine Erfahrungen mit Budget Support, es sind aber Pilotprogramme angedacht.

Der Budget Support-Ansatz weist Aspekte auf, die den österreichischen NGO-Dachverbänden theoretisch begrüßenswert erscheinen, beispielsweise dass damit öffentliche Strukturen in Entwicklungsländern gestärkt werden sollen. Aus der vorliegenden Befragung ergibt sich allerdings ein differenziertes Bild, aus dem hervorgeht, dass gerade viele NGOs Bedenken haben, was die Rahmenbedingungen und die konkrete Durchführung dieses Konzepts angeht. Budget Support darf nicht auf Kosten der NGO-Kooperation gehen. Um einen wirksamen Beitrag zur Armutsreduzierung und Mitgestaltung der Betroffenen zu gewährleisten, müssen im Kontext von Budget Support dezentrale Strukturen gestärkt und die Kapazitäten zivilgesellschaftlicher Initiativen für politische Partizipation und Monitoring gefördert werden.

Die vorliegende Position entstand aus bereits vorhandenen Erfahrungen mit Budgethilfe sowie – zum größeren Teil - aus den Ergebnissen einer Befragung, die mittels Fragebogen und persönlicher Interviews in Mosambik, Uganda und Nicaragua durchgeführt wurde.

2) Projekthilfe – Budgethilfe
 
Budgethilfe wird für das Erreichen makroökonomischer Ziele oder für große Infrastrukturprogramme als sinnvolle Maßnahme erachtet. Die Notwendigkeit von besserer Koordination, der Aufbau staatlicher Strukturen und die Erfassung der gesamten Hilfe, die in ein Land fließt, werden generell anerkannt. Die praktische Umsetzung scheint vom Ideal jedoch weit entfernt zu sein. Die NGOs geben zu bedenken, dass Budgethilfe ein Instrument unter vielen ist und dass die Wahl der Finanzierungsinstrumente von den definierten Zielen abhängig sein muss. Diese Vorgangsweise darf nicht umgekehrt werden, nur um schnell große Summen umzusetzen.

Korruption ist für alle Befragten ein allgegenwärtiges Thema. Ihre Bekämpfung wird auch unabhängig von Budgethilfe als zentrales Anliegen und zugleich als äußerst schwierig und langwierig betrachtet.

Projekthilfe wird als geeigneterer Weg angesehen, um rasche, messbare Ergebnisse auf lokaler Ebene zu erzielen und Pro-Poor-Politik umzusetzen, weil staatliche Präsenz häufig fehlt oder eine Zusammenarbeit aufgrund nicht funktionierender Dezentralisierung unmöglich ist. Die Hoffnung, dass marginalisierte Regionen und Bevölkerungsteile besonders von Budgethilfe profi​tieren könnten, dürfte sich nur in der Theorie erfüllen.

3) Chancen und Gefahren
 

· Durch direkte Budgethilfe soll Ownership gestärkt werden.  In der Realität ist die Auszahlung von Budgethilfe an zahlreiche Bedingungen gebunden. Dabei besteht das Risiko, dass die Gebergemeinschaft
 noch mehr Einfluss auf die Politikgestaltung eines Partnerlandes bekommt. Aus den Ergebnissen der Befragung ist zu ersehen, dass Ownership oft auf Seiten der Regierung nur vordergründig vorhanden ist, um die Geber zufrieden zu stellen.
· Verbesserung von Politikkohärenz: Das Empfängerland hat mehr Überblick über die Gesamtheit der vorhandenen Ressourcen. Der Mitteleinsatz wird zwischen Fachministerien und Finanzministerien abgestimmt, die Mittel werden gezielt zur Armutsreduzierung eingesetzt. Ein Risiko besteht dabei darin, dass nicht mit Entwicklung befasste Stellen wie das Finanzministerium die Agenda bestimmen.
· Durch stärkere Geberkoordination sollen Fragmentierung und Parallelstrukturen beseitigt werden. Dadurch entsteht allerdings auch die Gefahr der erhöhten Abhängigkeit von großen Gebern, die die Mittelverwendung im Wesentlichen bestimmen.

· Harmonisation and Alignment: Die Geber harmonisieren ihre Verfahren und passen ihre Leistungen an in nationalen Entwicklungsprogrammen formulierten Prioritäten des Partnerlandes an, und verzichten, im besten Fall, auf eigene Systeme. Dies erfordert gleichzeitig einen Kapazitätenausbau in den Empfängerländern, mit einem potentiell positiven Einfluss auf Effizienz, Rechenschaftspflicht und Regierungsführung.

· Das erhoffte Sinken der Transaktionskosten ist ein häufig vorgebrachtes Argument zugunsten von Budget Support. Es besteht die Gefahr, dass eine Kostensenkung insgesamt nicht eintritt, sondern sich durch aufwendige Koordinationsprozesse und -strukturen lediglich von einzelnen Sektoren und regionalen Stellen zum Zentrum verschieben. Die Kosten für die Geberseite sinken eher nicht, die der Partnerregierung möglicherweise durch die Vereinheitlichung der Prozesse.
· Die Vorhersehbarkeit von Hilfe ist von größter Bedeutung für Länder, die äußeren finanziellen Zwängen unterliegen. Bisherige Erfahrungen zeigen, dass sich die Planbarkeit mit der Einführung von Budgethilfe kaum verbessert. Die Europäische Kommission versucht diesem Risiko zu begegnen, indem sie einen Mix aus fixen und variablen Tranchen ausbezahlt. Da Budgethilfe in vielen Fällen einen großen Teil der Budgets von Entwicklungsländern ausmacht, ist die Entwicklung einer langfristigen Perspektive nötig, um Nachhaltigkeit zu gewährleisten.  

· Korruption, Fiduciary Risk (treuhänderisches Risiko) und schlechtes Finanzmanagement gehören zu den Besorgnis erregendsten Themen im Zusammenhang mit Budget Support. Eine Studie des Internationalen Währungsfonds (IWF) belegt, dass die Effektivität von Budget Support stark vom institutionellen Rahmen und demokratischen Strukturen eines Landes abhängig ist. Um die Effektivität von Budget Support-Maßnahmen in Ländern mit einem hohen Grad an Korruption zu erhöhen, wird empfohlen, diese von institutionellen Reformen abhängig zu machen bzw. überhaupt erst nach einem vorhergehenden Prozess institutioneller Reformen zu gewähren.

· Transparenz und demokratische Kontrolle: Ownership und Transparenz erfordert eine zunehmende Übertragung von Kontrolle auf lokale demokratische Strukturen und die lokale Zivilgesellschaft. Grundbedingungen dafür sind der Zugang zu relevanten Informationen, funktionierende demokratische Strukturen und eine ausgeprägte Zivilgesellschaft. In vielen der betroffenen Länder sind diese Bedingungen nur in sehr geringem Maß gegeben.

· Im Hinblick auf Überprüfung und Nachhaltigkeit der Ergebnisse wäre eine starke Zivilgesellschaft erforderlich. Es besteht (ebenso wie im Norden) die Gefahr, dass NGOs von initiativen Kräften zu Ausführenden reduziert werden, die Aufträge der Regierung umsetzen. Die Zivilgesellschaft muss soweit gestärkt werden, dass sie fähig ist, das Budget der Regierung (inkl. der Budget Support-Beiträge) mitzugestalten, zu beurteilen und zu kritisieren. 

· Dezentralisierung wird in der vorliegenden Befragung in keinem der Länder als zufrieden stellend beurteilt. Weder Ownership noch die Mittel selbst dringen von der Regierungs- auf die lokale Ebene durch. Noch negativer ist das Bild in Bezug auf marginalisierte Regionen und Bevölkerungsteile: diese profitieren weniger statt mehr von Budget- als von Projekthilfe, darin sind sich fast alle Befragten in Nicaragua einig. Auch in Mosambik, Uganda und Burkina Faso wird diese Hoffnung meist nur in der Theorie als erfüllt betrachtet.

· Ein Wechsel in der Geberpolitik von Projektfinanzierung zu Budget Support kann die Nachhaltigkeit bisheriger Projekte und Programme gefährden.

Viele positive Auswirkungen von Budgethilfe können erst mittel- oder langfristig eintreten, und es lässt sich noch nicht mit Sicherheit sagen, ob die Erwartungen erfüllt werden. Die erwarteten Vorteile stellen sich nicht automatisch ein, sondern erfordern nach bisherigen Erfahrungen ständige Begleitung, technische Unterstützung und politischen Dialog. 

4) Länderspezifische Ergebnisse der Befragung

Mosambik

Von den meisten Befragten wird Budgethilfe im Allgemeinen positiv gesehen. Als Probleme im konkreten Landeskontext werden intransparente Regierungsentscheidungen, mangelnde Unterstützung für Strukturen auf unteren Ebenen und mangelnde staatliche Präsenz genannt. Die Gefahr, dass die Mittel auf zentraler Ebene hängen bleiben, wird als sehr groß betrachtet. 
Korruption ist für alle Befragten ein großes Thema, weiters werden Kapazitätsmängel, Schwächen in Verwaltung und Finanzmanagement und Zentralismus beklagt. Auch wenn theoretisch besonders benachteiligte Bevölkerungsschichten von Budgethilfe unter der Bedingung profitieren könnten, dass Mittel für den sozialen Sektor eingesetzt werden und wenn Dezentralisierung funktionieren und Basisversorgung gewährleistet würde, sieht ein Großteil der Befragten diese Bedingungen nicht erfüllt. 
Schlussfolgerungen Mosambik

· Budgethilfe und Projektfinanzierung sollen einander ergänzen.

· Dezentralisierung von Entscheidungs- und Umsetzungsstrukturen sowie Mittelvergabe und Rechenschaft muss vorangetrieben werden. Die Mittel müssen nach klaren Kriterien an Provinzen und dezentrale Ebenen vergeben werden und auch dort ankommen.

· Die Zivilgesellschaft muss in den Dialog zwischen Gebern und Regierung eingebunden werden und Zugang zu Mitteln haben. Ihre Kapazitäten müssen gestärkt werden. 

Uganda

Das Regierungsbudget von Uganda wird etwa zur Hälfte von Gebern getragen, etwa die Hälfte davon ist direkte Budgethilfe. Durch die Zusammenarbeit auf Regierungsebene wird es schwieriger, an die Bevölkerung direkt heranzukommen. Die Regierung verfügt nicht über die Kapazitäten, das hohe Finanzvolumen angemessen zu administrieren. Weiters wird die anhaltende Korruption und das Verpuffen hoher Geldsummen ohne messbare Erfolge kritisiert. NGOs fühlen sich zu wenig in die Planung einbezogen. Insgesamt sind die Befragten eher positiv eingestellt, da Kohärenz und Koordination gefördert wird. Budgethilfe erreicht zwar nur obere Ebenen, daher ist zusätzliche gleichzeitige Projekthilfe für einen Pro-Poor-Fokus unerlässlich. Umgekehrt erreichen aber Projekte nicht die staatlichen Strukturen, und auch diese müssen gefördert werden.

Schlussfolgerungen Uganda

· Die Prioritäten müssen sich an den Bedürfnissen der Armen orientieren, dazu ist mehr Partizipation der Zivilgesellschaft notwendig. 
· Der Budgetprozess muss insgesamt transparenter gestaltet, stärker dezentralisiert und einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.
· Die Korruption muss entschiedener bekämpft werden. 

Nicaragua

Im speziellen Landeskontext sprechen sich fast alle Befragten ausdrücklich gegen Budgethilfe aus. Die Gründe dafür sind vielfältig: Die Mittel kommen nicht dort an, wo sie wirklich gebraucht werden, der bürokratische Apparat verbraucht große Teile. Budgethilfe verstärkt die politische Polarisierung und autoritäre Tendenzen der Regierung und schwächt die Demokratie, die Schere zwischen Armen und Reichen geht weiter auf. Es besteht kein Interesse, Handlungen zur Armutsreduzierung zu setzten, wenn die Regierung nicht rechenschaftspflichtig ist und kein Druck von der Zivilgesellschaft ausgeübt wird. Die Schlüsselfragen Transparenz und Armutsbekämpfung werden übereinstimmend negativ gesehen. Außerdem wird gesteigerte Korruption erwartet.

Schlussfolgerungen Nicaragua

Budgethilfe wird unter den gegenwärtigen politischen Umständen in Nicaragua von NGO-Seite keinesfalls gewünscht, solange die genannten Kritikpunkte nicht ausgeräumt sind.

5) Österreich-spezifische Fragen

Laut Auskunft des BMaA soll es wird  Pilotprogramme der OEZA in je einem Schwerpunktland pro Region geben, angedacht sind Mosambik, Nicaragua und Cap Verde. Österreich plant dabei, sich auf Sektorfinanzierung zu konzentrieren, weil gerade hier die Chance besteht, in einem Kreis von Gebern relevant zu sein. Der Einstieg soll erfolgen, wo bereits eigene Strukturen bestehen und tragfähig sind.

NGOs fordern aber vorab, dass einige Grundsatzfragen geklärt werden:

· Gibt es innerhalb von BMaA/ADA die nötige Kompetenz, entsprechende Länderanalysen durchzuführen?

· Kann Österreich überhaupt einen Anteil am Budget erreichen, der hoch genug ist, um relevant zu sein?

· Wie kann sichergestellt werden, dass verlässliche, langfristige Partnerschaften der österreichischen NGOs nicht gefährdet, sondern genutzt werden?

6) Zusammenfassende Forderungen/Empfehlungen der NGOs an die österreichische Bundesregierung und Verwaltung

Der Budget Support-Ansatz ist insofern positiv, als damit öffentliche Strukturen in Entwicklungsländern gestärkt werden sollen. Budget Support könnte die Geberkoordination verbessern und gezieltes gemeinsames Vorgehen kann Reformen vorantreiben, zum Aufbau von rechenschaftspflichtigen öffentlichen Strukturen und zu mehr Eigenverantwortung der Regierung des Partnerlandes führen. In der Theorie spricht vieles für Budgethilfe, und kaum jemand lehnt sie von vornherein ab. Die NGOs haben jedoch Zweifel, was die Rahmenbedingungen und die konkrete Durchführung dieses Konzepts angeht. Denn die Praxis – hohe Korruptionsgefahr und Klientelismus in geschwächten Staaten – weicht stark vom Ideal ab und macht Budgethilfe daher derzeit zu einem riskanten Unterfangen.
AGEZ, EU-Plattform und KOO fordern daher von Österreich die Erfüllung von Grundvoraussetzungen in Österreich wie in den Partnerländern als Vorbedingung für Budget Support: 

· Ein Einstieg Österreichs in Budget Support sollte nur dann langfristig und als Teil eines entsprechenden Instrumentenmixes in Betracht gezogen werden, wenn die Grund-voraussetzungen in den Partnerländern gegeben sind. 

· Budget Support muss mit einer substantiellen Erhöhung des österreichischen EZA-Budgets und dem Aufbau entsprechender Kapazitäten in der OEZA einhergehen. Budgethilfe darf nicht zu Lasten der bewährten Kooperation mit den Partnern der Zivilgesellschaft gehen.

· Budget Support muss von einer Stärkung der Zivilgesellschaft begleitet werden, denn nur so kann Rechenschaftspflicht für die Verwendung öffentlicher Mittel gegenüber der Bevölkerung erreicht werden.

· Budget Support muss mit Dezentralisierung gekoppelt sein und mit Capacity Building von lokalen Regierungsstrukturen Hand in Hand gehen, sodass Ownership auch auf unterer Ebene gewährleistet ist.

· Österreich sollte sich ausschließlich auf Sektoren bzw. geografische Gebiete konzen​trieren, in denen man über Erfahrung im Land verfügt, und seine Erfahrung in der Ko​operation mit der Zivilgesellschaft und NGOs als komparativen Vorteil nutzen und sein Know-how insbesondere in diesem Bereich einbringen.

· Österreich sollte sich nur auf wenige Länder konzentrieren, in denen Grundvor​aus​setzungen wie nachweisbares Commitment zu Armutsbekämpfung, Kooperation mit der Zivilgesellschaft, Menschenrechte und funktionierende demokratische Strukturen, Korruptions​bekämpfung und ausreichende Kapazitäten nach einer unabhängigen Bewertung – nicht nur nach Weltbank-/IWF-Kriterien – als erfüllt gelten. Eine weitere Voraussetzung ist transparente Mittelvergabe auf allen Ebenen.

· Auf „klassische Konditionalitäten“ etwa in der Wirtschaftspolitik sollte verzichtet und stattdessen auf Politikdialog und Vereinbarungen gegenseitiger Verpflichtungen unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft gesetzt werden. 

· In Ländern, in denen die Grundvoraussetzungen nicht gegeben sind, sollen Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit und humanitären Hilfe nicht über Regierungsstrukturen, sondern über die Zivilgesellschaft, NGOs, internationale Institutionen bzw. Spezialfonds abgewickelt werden. Auf größtmögliche Geberkoordination ist auch hier zu achten.

· Die Grundvoraussetzungen für sinnvollen Budget Support sind nach Einschätzung der lokalen Zivilgesellschaft nach der Umfrage von AGEZ, KOO und EU-Plattform für Nicaragua nicht gegeben, für Mosambik und Uganda nur mit Einschränkungen. Bei Burkina Faso gibt es große Bedenken.

AGEZ / KOO / EU-Plattform
Wien, am 25. November 2005

AGEZ - Arbeitsgemeinschaft Entwicklungszusammenarbeit

1090 Wien, Berggasse 7

Tel/Fax: 01/317 40 16

E-Mail: office@agez.at
Homepage: www.agez.at

� Zusätzlich liegt zu Burkina Faso eine  Einschätzung vor, die auf persönlichen Interviews, informellen Gesprächen und Eindrücken im Zuge einer Reise im August/September dieses Jahres beruht.


� Hier werden Ergebnisse der Befragung wiedergegeben.


� Dieses Kapitel gründet vorwiegend auf Erfahrungen verschiedener Geber; Quellenangaben siehe Langversion des Positionspapiers.


� Wir verwenden im vorliegenden Text die Begriffe „Geber“- und „Nehmer“-Länder in Ermangelung einer besseren Begrifflichkeit; bitte sie in Anführungszeichen zu lesen, da der Ressourcentransfer aus dem „Süden“ in den „Norden“ noch immer bei weitem höher ist als umgekehrt.
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